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1eg*innen in Schwangerschaft, Stillzeit und
Eltemzeit können Mehrarbeit ablehnen.

Fljr Tellzeitbeamte gelten folgende Mehrar-
beitsverpflichtungen bei entsprechender Be-

Für Teilzeitnnsestellte gill dass jede zusätz-
liche Stunde bezahlt werden bzw. vorranqig
durch Freizeitausgleich abgegolten werden
muss.
Mehrarbeit darf aber nur während der o.g.
Ausnahmesituationen eingefordert werden,
nicht im regulären unterausgestatteten All-
tagsbetrieb. Leider wird dieser Grundsatz an

vielen Schulen nicht beachtet. Solite doch
einmal ein Ausnahmefall einfeten und nach
Ausschöpfung aller anderen Maßnahmen
Mehrarbeit erforderlich sein, werden ab der
vierten Unterrichtsstunde Mehrarbeit alle
Mehrarbeitsstunden als Freizeitausgleich
innerhalb eines Jahres oder Bezahlung abge-
golten. Deshalb sollten Sie ein persönliches
Konto über Minder- und Mehrarbeitsstunden
fi.ihren. Apropos Minderarbeit. Diese entsteht
dann, wenn durch Projekte, Klassenexkursi-
onen etc. ihr Unterricht nicht stattfindet. D'ie-
se Minderstunden können nur im gleichen
Monat mit Mehrarbeit ausgeelichen werden.
Sollte also beispielsweise eine Klasse Ende
April zur Exkursion weilen und bei Ihnen
zwei Stunden wegfallen, dürfen diese Min-
derstunden nicht Anfang Mai mit Mehrarbe'it
ausgeglichen werden.
Sollte ungerechtfeftigte Mehrarbeit angeord-
net werden (weil z.B. grundsätzlicher Perso-
nalmangel herrscht und dies keine Ausnah-
mesituation ist), besteht die Möglichkeit zur
schriftlichen Beschwerde/Remonstration bei
der Schulleitung, verbunden mit der Auffor-
derung, die Anordnung zurückzunehmen.
Andernfalls entscheidet die Schulaufsicht
über die Aufrechterhaltung der Anordnung.
Als letzten Schritt könnte man die Prüfung
durch das Verwaltungsgericht in Erwägung
ziehen. In der Regel sollte von allen Seiten

der konstruktiv-kommunikative Weg gewählt
werden. Dazu gehört auch, dass Mehrarbeit
grundsätzlich vermieden werden sollte.
Die Gesamtkonferenz kann nach §79 Schul-
gesetz Abs. 3 Nr. 9 Gn.rndsätze der Stunden-
und Aufgabenverteilung festlegen (Unter-
richt, Betreuung, Aufsicht, Vertretung, be-
sond. dienstl. Aufgaben). Hier können ge-
meinsam Grundsätze zur Entlastung disku-
tiert und beschlossen werden.

Stufenlaufzeit durch die Einführung der
Erfahrungsstufe 6

Ab Januar 2018 gilt für alle angestellten Kol-
leg*innen, dass nun ab Entgeltgruppe 9 (in
der regulären ,,großen" E 9, nicht für die sog.

,,kleine" E 9), (zum Beispiel Pädagogische
Unteffichtshilfen) die Erfahrungsstufe 6 er-
reicht werden kann. Im Einzelnen sieht das
Tarifrecht folgende Stufenlaufzeit ftir Lehr-
kräfte mit abgeschlossenem Referendariat
(Ausbildung) vor:

Stufe 2
Stufe 3

Srufe 4
Stufe 5

Stufe 6

nach 1 Jahr in Stufe 1

nach 2 Jahren in Stufe 2
nach 3 Jahren in Stule 3

nach 4 Jahren in Stufe 4
nach 5 Jahren in Stule 5

Für Lehrer*innen nur mit 1. Staatsexamen im
berufsbegleitenden Vorbereitungsdienst ge1-

ten längere Stufenlaufzeiten: Stufe 2 wird
nach zwei Jahren in Stufe 1 erreicht, Stufe 3

wird nach 5 Jahren in Stufe 2 ereicht etc. Es
ist fiir diese Gruppe der Erststaal sexam inier-
ten also ratsam, das Referendariat statt eines
berufsbegleitenden Vorbereitungsdienstes zu
wählen.

Voraussetzung für die höhere Stufenzuord-
nung ist jeweils eine ununterbrochene Tätig-
keit bei demselben Arbeitgeber. Das Errei-
chen soll auch abhängig von der Leistung
sein: die Lei§tung müsse jeweils mindestens
durchschnittlich sein. Anders als im bisheri-
gen Recht wird die einmal erreichte Entgelr
stufe bei einem Wechsel in eine höhere Ent-
geltgruppe nicht mitgenommen, vielmehr
werden die Stufen in der höheren Entgelt-
gruppe betragsmäßig anhand des bisherigen
Tabellenentgeltes zugeordnet. Wichtig ist
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